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Beklagter und Revisionebeklagtcr°

Der 80 Senat des Bundessoäialgerichts hat ohne Mündw

liche Verhandlung am 220 Juni 1967 durch

.} Senatspräsident S t e n g e l
* . '

_
-Vorsitzender—„

Bundesrichter ' P e t e r s e n und

Bundesrichter Dro S ch w a n k h a r t?

Bundessozialrichter A l t h a u s und
Bundessozialrichter K u h n e r t

_für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 200 Mai 1966 wird

zurückgewiesen° ‘

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind
- |nicht zu erstattenc
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Mit Erstfeststellungsbescheid vom 110 März 1952 stellte

das Versorgungsamt Koblenz beim Kläger7 der 1905 geboren

und 1950 aus polnischer Gefangenschaft entlma sen \orden

ist folgende Gesundheits störungen als Sehädiguhgsfolge
fes t:_ ‘

1) Abklingender
Eiweißmahgelschäden

(her vorgerufen)9
.

o ' '
in-

2) Verschlimmerung eines Zwölff1ngerdarmgesehwurs°

Das Versorgungsamt gewährte Versorgung nach einer Minde—

rung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 VQHOvom 10 Lezem—

ber 1950 ano Mit Neufeststellungskeseheid vom 180 Eebruer

1957 stellte das Versorgu■gsamt als Schädigungsfolge
nur noch "Versehlimmerung eines Zwölffingerdarmgesehwürs"

fest und setzte die MdB auf 30 voHo vom 10 April 1957

an herab° Mit Neufeststellungsbeseheid v0m“12° Mai 1964

stellte die Verwaltung fest9 daß die anerkannte Ver—

sehlimmerung eines ZWölffingerdarmgeschwürs_nur noch

in reizlosen Geschwürsnarben bestehe? welche mit einer

MdE von 10 v„Ho zu bewerten seieno Es entzog die Ver—

sorgungsrente mit Ende Juni 19640 Der Widerspruch des

Klägers hatte keinen Erfolg (Be50heid des Landesvereor—
gungsamts Rheinland—Pfalz vom 120 August 1964)o Auf die
Klage des Klägers hob das Sozialgericht {SG) mit Urteil

vom 240 Februar 1965 die angefochtenen Beseheide aufo
Es hielt den Nachweis einer wesentlichen.Besserung nicht

für erbra0ht° Auf die Berufung des Beklagten hob das

Landeseozialgericht (LSG) Rheinland—Pfalz das erstin—

sts„zliehe Urteil auf undxvies die Klage gegen
die 30„
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scheide vom 12° Mai und 120 August 1964 ab° Das Gericht

führte aus: Streitig sei, ob die wesentliche Besserung

nach dem Zeitpunkt des Neufeststellungsbescheides vom

180 Februar 1957 oder‘dep Erstfeststellungsbescheidcs'

vom 110 März 1952 zu beurteilen sei° Der Senat sei
von dem Erstfeststellungsbescheid vom 11„ März 1952
ausgegangen, weil dieser Bescheid "hinsichtlich des

Zwölffingerdarmgeschwürs,um welches der Rechtsstreit

allein noch gehe? die letzte maßgebliche Feststellung

getroffen" habe„ Die Neufeststellung vom 180 Februar

1957 sei nur darauf gestützt werden, daß der Eiweiße

mangelschaden zwischenzeitlich ausgeheilt werden sei„

Das LSG hat sich hierbei auf das Urteil des erkennenden

Senats vom 20_°August 1964 - 8 RV 149/61 —(SozRBVG
@ 62 Nr() 29) bezogen° '

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger, das

LSG habe 5 62 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes

(BVG) verletzt9 weil die erförderliche wesentliche
Änderung der VerhältniSse gegenüber dem Neufeststellungs—

bescheid vom 185 Februar 1957 fehleo Bei der Neufest—

stellung habe die Verwaltung ihre Prüfung nicht auf den

Eiweißmangelschaden beschränkt; durch die Untersuchung

im Dezember 1956 ven Droquzgfsei vielmehr bewiesen,

daß die Verwaltung auch das Zwölffingerdarugeschwür '

geprüft habe° Diese Neufeststellung des gesamten Lei—
denszustandes sei daher die letzte maßgebende Fest—

stellung des Anspruchs° Die Entscheidung des Bunde350w

sozialgerichts (BSG) vom 260 August 1964 beziehe sich

nur auf 5 62 Abs° 2 BVG°

„ 4 _
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_Der Kläger beantragt?

das Urteil des LSG vom 200 Mai 1966 aufzu—

haben und die Berufung des Beklagten gegen
das erstinstanzliche Urteil zurückzuweiseno

Der Beklagte beantragt?

die Revision des Klägers als unbegründet
zurückzuweiseno

Der Beklagte hält dafür? daß sich die erste Neufest—

stellung vom 189 Februar 1957 auf den Eiweißmangelscha—

den beschränkt habe, weil nicht der Nachweis zu erbringen

gewesen sei9 daß beim Zwölffingerdarmgeschwürsleiden eine

Änderung eingetreten sei„ Eine Neufeststellung müsse

sich im engsten Rahmen halten (so Urteil des 89 Senats
des BSG vom 260 November 1965 „., a/11 RV “1196/6340

Die Beteiligten haben sich schriftlich damit einver—

standen erklärt$ daß der Rechtsstreit ohne mündliche

Verhandlung entschieden werde (©51659 153 Abs° 29

124 Abso 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—«)0

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abscl

Nro 1 SGG9 auch form— und fristgerecht eingelegt und

begründet werden0 Sie ist daher zulässigp jedoch nicht

begründet0

Die vom
Kläger angegriffene Neufeststellung (Entziehung

.“ 5 „
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der Rente) ist im Bescheid vom 120 Mai 1964 getroffeno
Maßgebend für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit des
Neufeststellungsbeseheides ist daher 5 62 BVG idF des Ersten

Neuordnungsgesetzcs (1o NOG) vom 27° Juni 1960 (BGBl I
453)o

Nach 5 62 Abso 1 BVG idF des 1°NOG ist der Anspruch des
Beschädigten entsprechend neu festzustellen9 wenn in den
Verhältnissen9 die für die Feststellung des Anspruchs

auf Versorgung (5 9 BVG) maßgebend gewesen sind9 eine

wesentliche. Änderung eingetreten ist, Nach Nro 1 Satz 1
der Verwaltungsvorschrift (VV) zu @ 62 BVG ist eine
Noufeststellung nur insoweit zulässig? als sich die
Verhältnisse nach der letztenvFeststellung_wesent-

lich geändert haben° Diese Auslegung der Gesetzesvor—

schrift stimmt mitgder Rechtsprechung übereino So
hat der erkennende Senat_in seiner Entscheidung vom

49 April 1963 „ 8 RV457/61 (SozRBVG@62 Nr° 23)
entschieden? daß allein in dem Umfang? in dem sich
die Verhältnisse wesentlich geändert haben? die Ver--
sorgungsbezüge neu festgestellt werden° Nur in die—

sem Umfang ist der ursprünglich bindend gewordene
Bescheid rechtswidrig geworden und muß zurückge—

nommen werden„ Dabei hat der Senat ausgesprochen?

daß sich die wegen Änderung der Verhältnisse er—
forderliche Neufeststellung des Versorgungsverhält—

nisses in den engsten Grenzen halten muß und die

frühere Regelung insoweit bestehen bleibt? als

sich die Verhältnisse nicht geändert habeno Die

Versorgungsbehörde ist also nach 5 62 BVG nur be—

fugt9 ihre frühere Regelung des Versorgungsanspr„chs

den geänderten Verhältnissen anzupassen„ nicht aber

_ 5 _
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den früheren Bescheid im ganzen zu
beseitigen und durch

\
einen neuen zu ersetzen (so BSG 13, 230; SozR BVG 5 62

. Nro 13; SozR BVG @ 62 Nro 21; Urteil des erkennenden

Senats vom 260 November 1965 —8/11 RV 196/63w)0 Wenn
sich also von zwei Einzelleiden nur ein Einzelleiden

ändert, abheilt, so bleibt die Versorgungsverwaltung
1 bei der Üeufeststellung

an die Bewertung der Teil«MdE

' für das unVerändert gebliebene Leiden in demvorange—
gangenen Bescheid gebundene Die Verwaltung darf die '

Teil—MdB für das unverändert gebliebene Leiden nicht

niedriger bewerten (SozR BVG @62 Nr° 21)° Bei der Neu—
feststellung im Bescheid vom 180 Februar 1957 hat daher

die Verwaltung mit Recht keine Neufeststellung über den

Verschlimmerungsantcil des ZWÖ1ffinggrdarmgegchwürlei_

dene getroffen, weil in diesem Umfang eine Änderung
nicht nachgewiesen waro Hätte die Verwaltung sich da—

mals schon von einer Abheilung des Zwölffingerdarmge—

schwürleidens überzeugt9 hätte sie schon mit Bescheid

vom 180 Februar 1957 die Rente entziehen müssen„ So
aber_hat die Verwaltung lediglich die für dieses Leiden

ausseheidbare MdB auf 30 voHo festgesetzt° Vergleichs—

maßstab für eine Änderung der Verhältnisse mit Bescheid

vom 120 August 1964 ist daher der im Sinne der Ver—

schlimmerung anerkannte Zustand des Zwölffingcrdarmgc—

sehwürleidens, wie er sich vor der Bescheiderteilung

vom 110 März 1952“ also nach dem Gutachten des Inter—

nisten Dro H::z:x vom 60 April 1951 ergeben hate Dieser

Sachverständige hat ein Ulcus duodeni mit Begleit—t

gastritis und Duodenitis festgestellte Dieses Leiden
und der für dieses Leiden ausscheidbare Teil der

Gesamt—MdB (Bo voHo) sind durch den Bescheid vom

_7...
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_ 7 _

18. Februar 1957 nicht berührt wordenc Das LSGhat
daher bei der Beurteilung, inwieweit sich das Lei—

den bis zur Zeit der Bescheiderteilung vom 120Mai
1964 gebessert hat, als Vergleichsgrundlage zu—

treffend den Leidenszustand im Jahre 1951 berück—

sichtigt, der dem Erstfeststellungsbescheid zu—

grunde gelegen hato Die innerfachärztliche Unter—

suchung durch die Vérsorgungsärztliche Unter—'

suchungsstelle in Mainz vom 31„ März 1964 hat

ergeben9 daß das anerkannte Zwölffingerdarmge—

schwür zwischenzeitlich abgeheilt ist und daß

nur noch ein Narbenbulbus vorliegt, daß weiter

das Gewicht des Klägers in der Zeit von 1956

bi 1964 um etwa 11 kg zugenommen hat° Wenn das

LSG bei dieser Bach—und Rechtslage den Zustand

des Geschwürleidens aus dem Jahre 1951 mit dem

des Jahres 1964 verglichen; aus dem ärztlich
ermittelten Unterschied im Leidenszustand

U
)

eine wesentliche Besserung festgestellt

und diese Besserung zur Grundlage der ange—
griffenen Neufeststellung vom 120 Mai 1964 ge—

macht hat, so hat es 5 62 Abs„ 1 BVG idF

des 1„ NOGnicht verletzt„ DasLSGdurfte
daher die Rechtmäßigkeit des Entziehungsbe4

scheides vom 120 Mai 1964 bejahen und bei

dieser Sachlage die Klage gegen die Bescheide

der Verwaltung abweisen° Damit erweist sich

die Revision des Klägers als unbegründet()

Sie war daher zurückzuweis€n°

Die Voraussetzungen der 59 1659 153 Abso 1,
124 Abs° 2 SGG lagen voro
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abso 1 SGG°
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